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Steuergesetz
(StG)

Der Kantonsrat des Kantons Luzern

nach Einsicht in die Botschaft des Regierungsrates vom ,

beschliesst:

I.

Steuergesetz (StG) vom 22. November 1999 (Stand 1. Januar 2022) wird wie 
folgt geändert:

§  20
Haftung und Mithaftung für die Steuer

1 Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, haften soli-
darisch für die Gesamtsteuer.

1 Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, haften soli-
darisch für die Gesamtsteuer.   Jeder Ehegatte haftet jedoch nur für seinen Anteil   
an der Gesamtsteuer, wenn einer von beiden zahlungsunfähig ist. Ferner haften 
sie solidarisch für denjenigen Teil an der Gesamtsteuer, der auf das Kinderein-
kommen entfällt.     

2 Erbringt ein Ehegatte den Nachweis, dass bestimmte Einkommens- und Vermö-
gensteile dem andern Ehegatten zuzurechnen sind, haftet er höchstens für das 
Doppelte des auf sein Einkommen und Vermögen entfallenden Steueranteils. 
Keine Haftung besteht für die Strafsteuer.

2 Erbringt ein Ehegatte den Nachweis, dass bestimmte Einkommens- und Vermö-
gensteile dem andern Ehegatten zuzurechnen sind, haftet er höchstens Bei 
rechtlich oder tatsächlich getrennter Ehe entfällt die Solidarhaftung auch für das 
Doppelte des auf sein Einkommen und Vermögen entfallenden Steueranteils. 
Keine Haftung besteht für die Strafsteuer.alle noch offenen Steuerschulden.     

3 Mit den Steuerpflichtigen haften solidarisch:
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a. die unter elterlicher Sorge stehenden Kinder bis zum Betrag des auf sie entfal-
lenden Anteils an der Gesamtsteuer,

b. die in der Schweiz wohnenden Teilhaberinnen und Teilhaber an einer einfa-
chen Gesellschaft , Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft bis zum Betrag ihrer 
Gesellschaftsanteile für die Steuern der im Ausland wohnenden Teilhaberinnen 
und Teilhaber,

c. die Partei eines Kaufvertrags über eine im Kanton gelegene Liegenschaft bis 
zu drei Prozent der Kaufsumme für die von einer vermittelnden Person, die von 
der Partei beigezogen worden ist, aus dieser Tätigkeit geschuldeten Steuern, 
sofern diese Person in der Schweiz keinen steuerrechtlichen Wohnsitz hat,

d. die Personen, die Geschäftsbetriebe oder Betriebsstätten in der Schweiz auflö-
sen oder in der Schweiz gelegene Grundstücke oder durch solche gesicherte 
Forderungen veräussern oder verwerten, bis zum Betrag des Reinerlöses, 
wenn die steuerpflichtige Person keinen steuerrechtlichen Wohnsitz in der 
Schweiz hat.

4 Die Erbinnen und Erben haften solidarisch für die Steuern der nach § 17 be-
steuerten Erbengemeinschaft.

5 Für die Steuern der verstorbenen Person haften neben den Erbinnen und Erben 
die mit der Erbschaftsverwaltung oder Willensvollstreckung betrauten Personen 
solidarisch bis zum Betrag, der nach dem Stand des Nachlassvermögens zum 
Zeitpunkt des Todes auf die Steuer entfällt. Die Haftung entfällt, wenn die haften-
de Person nachweist, dass sie alle nach den Umständen gebotene Sorgfalt 
angewendet hat.

§  27
Bewegliches Vermögen

1 Steuerbar sind die Erträge aus beweglichem Vermögen, insbesondere
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a. Zinsen aus Guthaben, einschliesslich ausbezahlter Erträge aus rückkaufsfähi-
gen Kapitalversicherungen mit Einmalprämie im Erlebensfall oder bei Rückkauf, 
ausser wenn diese Kapitalversicherungen der Vorsorge dienen; als der Vorsor-
ge dienend gilt die Auszahlung der Versicherungsleistung ab dem vollendeten 
60. Altersjahr der versicherten Person aufgrund eines mindestens fünfjährigen 
Vertragsverhältnisses, das vor Vollendung des 66. Altersjahres begründet wur-
de; in diesem Fall ist die Leistung steuerfrei,

b. Einkünfte aus der Veräusserung oder Rückzahlung von Obligationen mit über-
wiegender Einmalverzinsung (globalverzinsliche Obligationen, Diskont-Obliga-
tionen), die beim Inhaber oder bei der Inhaberin anfallen,

c. Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile 
aus Beteiligungen aller Art (einschliesslich Gratisaktien, Gratisnennwerterhö-
hungen und dergleichen); ein bei der Rückgabe von Beteiligungen im Sinn von 
Artikel 4a des Bundesgesetzes über die Verrechnungssteuer vom 13. Oktober 
1965 (VStG)1 an die Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft erzielter Liquida-
tionsüberschuss gilt in dem Jahr als realisiert, in welchem die Verrechnungs-
steuerforderung entsteht (Art. 12 Abs. 1 und 1bis VStG); Absatz 3 bleibt vorbe-
halten,

d. Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung oder sonstiger Nutzung 
beweglicher Sachen oder nutzbarer Rechte,

e. Einkünfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen, soweit die Gesamterträge 
die Erträge aus direktem Grundbesitz übersteigen,

f. Einkünfte aus immateriellen Gütern.

2 Der Erlös aus Bezugsrechten gilt nicht als Vermögensertrag, sofern diese zum 
Privatvermögen der steuerpflichtigen Person gehören.

1 SR 642.21

http://db.clex.ch/link/Bund/642.21/de
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3 Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile 
aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossen-
schaftsanteilen und Partizipationsscheinen (einschliesslich Gratisaktien, Gratis-
nennwerterhöhungen und dergleichen) sind im Umfang von 60 Prozent steuer-
bar, wenn diese Beteiligungsrechte mindestens 10 Prozent des Grund- oder 
Stammkapitals einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft darstellen.

4 Die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen, die von den Inha-
berinnen und Inhabern der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 ge-
leistet worden sind, wird gleich behandelt wie die Rückzahlung von Grund- oder 
Stammkapital. Absatz 5 bleibt vorbehalten.

5 Schüttet eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an einer schweizeri-
schen Börse kotiert ist, bei der Rückzahlung von Reserven aus Kapitaleinlagen 
nach Absatz 4 nicht mindestens im gleichen Umfang übrige Reserven aus, ist die 
Rückzahlung im Umfang der halben Differenz zwischen der Rückzahlung und der 
Ausschüttung der übrigen Reserven steuerbar, höchstens aber im Umfang der in 
der Gesellschaft vorhandenen, handelsrechtlich ausschüttungsfähigen übrigen 
Reserven.

6 Absatz 5 ist nicht anwendbar auf Reserven aus Kapitaleinlagen

a. die bei fusionsähnlichen Zusammenschlüssen durch Einbringen von Beteili-
gungs- und Mitgliedschaftsrechten an einer ausländischen Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft nach § 75 Absatz 1c oder durch eine grenzüberschreiten-
de Übertragung auf eine inländische Tochtergesellschaft nach § 75 Absatz 1d 
nach dem 24. Februar 2008 entstanden sind,

b. die im Zeitpunkt einer grenzüberschreitenden Fusion oder Umstrukturierung 
nach § 75 Absätze 1b und 3 oder der Verlegung des Sitzes oder der tatsächli-
chen Verwaltung nach dem 24. Februar 2008 bereits in einer ausländischen 
Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft vorhanden waren,

c. im Falle der Liquidation der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft.

7 Die Absätze 5 und 6 gelten sinngemäss auch für Reserven aus Kapitaleinlagen, 
die für die Ausgabe von Gratisaktien oder für Gratisnennwerterhöhungen ver-
wendet werden.
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8 Entspricht bei der Rückgabe von Beteiligungsrechten an einer Kapitalgesell-
schaft oder Genossenschaft, die an einer schweizerischen Börse kotiert ist, die 
Rückzahlung der Reserven aus Kapitaleinlagen nicht mindestens der Hälfte des 
erhaltenen Liquidationsüberschusses, vermindert sich der steuerbare Anteil die-
ses Liquidationsüberschusses um die halbe Differenz zwischen diesem Anteil 
und der Rückzahlung, höchstens aber im Umfang der in der Gesellschaft vorhan-
denen Reserven aus Kapitaleinlagen, die auf diese Beteiligungsrechte entfallen.

9 Absatz 4 gilt für Einlagen und Aufgelder, die während eines Kapitalbands nach 
den Artikeln 653s ff. des Obligationenrechts (OR)1geleistet werden, nur soweit sie 
die Rückzahlungen von Reserven im Rahmen dieses Kapitalbands übersteigen.

§  31

1 Steuerfrei sind

a. der Vermögensanfall infolge Erbschaft, Vermächtnis, Schenkung oder güter-
rechtlicher Auseinandersetzung,

b. der Vermögensanfall aus rückkaufsfähiger privater Kapitalversicherung, ausge-
nommen aus Freizügigkeitspolicen; § 27 Absatz 1a bleibt vorbehalten,

c. die Kapitalzahlungen, die bei einem Stellenwechsel von der Arbeitgeberin bzw. 
vom Arbeitgeber oder von Einrichtungen der beruflichen Vorsorge ausgerichtet 
werden, wenn sie innert Jahresfrist zum Einkauf in eine Einrichtung der berufli-
chen Vorsorge oder zum Erwerb einer Freizügigkeitspolice verwendet werden,

d. die Unterstützungen aus öffentlichen oder privaten Mitteln,

e. die Leistungen in Erfüllung familienrechtlicher Verpflichtungen, ausgenommen 
die Unterhaltsbeiträge gemäss § 30 Unterabsatz f,

f. der Sold für Militär- und Schutzdienst sowie das Taschengeld für Zivildienst,

g. die Zahlung von Genugtuungssummen,

1 SR 220

http://db.clex.ch/link/Bund/220/de
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h. die Einkünfte aufgrund der Bundesgesetzgebung über Ergänzungsleistungen 
zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung,

i. die Kapitalgewinne aus Veräusserung von Privatvermögen; vorbehalten bleiben 
die Bestimmungen des Grundstückgewinnsteuergesetzes,

k. die Gewinne, die in Spielbanken mit Spielbankenspielen erzielt werden, die 
nach den Geldspielgesetz vom 29. September 20171 (BGS) zugelassen sind, 
sofern diese Gewinne nicht aus selbständiger Erwerbstätigkeit stammen,

kbis. die einzelnen Gewinne bis zum Betrag von 1 Million Franken aus der Teilnah-
me an Grossspielen, die nach dem BGS zugelassen sind, und aus der Online-
Teilnahme an Spielbankenspielen, die nach dem BGS zugelassen sind,

kter. die Gewinne aus Kleinspielen, die nach dem BGS zugelassen sind,

l. der Sold der Milizfeuerwehrleute für Dienstleistungen im Zusammenhang mit 
der Erfüllung der Kernaufgaben der Feuerwehr (Übungen, Pikettdienste, Kurse, 
Inspektionen und Ernstfalleinsätze zur Rettung, Brandbekämpfung, allgemei-
nen Schadenabwehr, Elementarschadenbewältigung und dergleichen) bis zum 
Betrag von jährlich 5000 Franken; ausgenommen sind Pauschalzulagen für Ka-
der, Funktionszulagen sowie Entschädigungen für administrative Arbeiten und 
für Dienstleistungen, welche die Feuerwehr freiwillig erbringt,

m. die einzelnen Gewinne aus Lotterien und Geschicklichkeitsspielen zur Ver-
kaufsförderung, die nach Artikel 1 Absatz 2d und e BGS diesem nicht unterste-
hen, sofern die Grenze von 1000 Franken nicht überschritten wird.

m. die einzelnen Gewinne aus Lotterien und Geschicklichkeitsspielen zur Ver-
kaufsförderung, die nach Artikel 1 Absatz 2d und e BGS diesem nicht unterste-
hen, sofern die Grenze von 1000 Franken nicht überschritten wird.,

n. Einkünfte aufgrund des Bundesgesetzes vom 19. Juni 20202 über Über-
brückungsleistungen für ältere Arbeitslose.

§  34
Selbständige Erwerbstätigkeit

1 Bei selbständiger Erwerbstätigkeit werden die geschäfts- oder berufsmässig be-
gründeten Kosten abgezogen.

1 SR 935.51
2 SR 837.2

http://db.clex.ch/link/Bund/837.2/de
http://db.clex.ch/link/Bund/935.51/de
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2 Dazu gehören insbesondere

a. die Abschreibungen, Rückstellungen und Wertberichtigungen nach den §§ 35 
und 36,

b. die eingetretenen und verbuchten Verluste auf Geschäftsvermögen,

c. die Zuwendungen an Vorsorgeeinrichtungen zugunsten des eigenen Perso-
nals, sofern jede zweckwidrige Verwendung ausgeschlossen ist,

d. die Zinsen auf Geschäftsschulden sowie die Zinsen, die auf Beteiligungen nach 
§ 25 Absatz 2 entfallen,

e. die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals.

e. die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals.,

f. gewinnabschöpfende Sanktionen, soweit sie keinen Strafzweck haben.

3 Nicht zu den geschäfts- oder berufsmässig begründeten Kosten gehören Zah-
lungen von Bestechungsgeldern im Sinn des schweizerischen Strafrechts an 
schweizerische und fremde Amtsträgerinnen und Amtsträger.

3 Nicht zu den geschäfts- oder berufsmässig begründeten Kosten gehören Zah-
lungen von Bestechungsgeldern im Sinn des schweizerischen Strafrechts an 
schweizerische und fremde Amtsträgerinnen und Amtsträger.abziehbar sind ins-
besondere

a. Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schweizerischen Strafrechts,

b. Aufwendungen zur Ermöglichung von Straftaten oder als Gegenleistung für die 
Begehung von Straftaten,

c. Bussen und Geldstrafen,

d. finanzielle Verwaltungssanktionen, soweit sie einen Strafzweck haben.

4 Sind Sanktionen nach Absatz 3c und d von einer ausländischen Straf- oder Ver-
waltungsbehörde verhängt worden, so sind sie abziehbar, wenn

a. die Sanktion gegen den schweizerischen Ordre public verstösst oder

b. die steuerpflichtige Person glaubhaft darlegt, dass sie alles Zumutbare unter-
nommen hat, um sich rechtskonform zu verhalten.
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§  39
Privatvermögen

1 Bei beweglichem Privatvermögen können die Kosten der Verwaltung durch Drit-
te und die weder rückforderbaren noch anrechenbaren ausländischen Quellen-
steuern abgezogen werden.

2 Bei Liegenschaften im Privatvermögen können die Unterhaltskosten, die Kosten 
der Instandstellung von neu erworbenen Liegenschaften, die Versicherungsprä-
mien und die Kosten der Verwaltung durch Dritte abgezogen werden.

2 Bei Liegenschaften im Privatvermögen können die Unterhaltskosten, die Kosten 
der Instandstellung von neu erworbenen Liegenschaften, die Versicherungsprä-
mien und die Kosten der Verwaltung durch Dritte abgezogen werden.   Den Unter  -  
haltskosten sind Investitionen gleichgestellt, die dem Energiesparen und dem 
Umweltschutz dienen, soweit sie bei der direkten Bundessteuer abziehbar sind, 
und die Rückbaukosten im Hinblick auf einen Ersatzneubau. Die abziehbaren In-
vestitions- und Rückbaukosten sind in den zwei nachfolgenden Steuerperioden 
abziehbar, soweit sie in der laufenden Steuerperiode, in welcher die Aufwendun-
gen angefallen sind, steuerlich nicht vollständig berücksichtigt werden können.

3 Abziehbar sind ferner die Kosten denkmalpflegerischer Arbeiten, welche die 
steuerpflichtige Person aufgrund gesetzlicher Vorschriften, im Einvernehmen mit 
den Behörden oder auf deren Anordnung hin vorgenommen hat, soweit diese 
Arbeiten nicht subventioniert sind.

4 Für Liegenschaften des Privatvermögens kann an Stelle der tatsächlichen 
Kosten und Prämien ein Pauschalabzug geltend gemacht werden. Der Regie-
rungsrat regelt diesen Pauschalabzug.

§  40
Allgemeine Abzüge

1 Von den Einkünften werden abgezogen:

a. die privaten Schuldzinsen im Umfang der nach den §§ 27, 27a und 28 steuer-
baren Vermögenserträge und weiterer 50 000 Franken; nicht abzugsfähig sind 
die Baukreditzinsen sowie die Zinsen für Darlehen, die eine Kapitalgesellschaft 
einer an ihrem Kapital massgeblich beteiligten oder ihr sonstwie nahestehen-
den natürlichen Person zu Bedingungen gewährt, die erheblich von den im Ge-
schäftsverkehr unter Dritten üblichen Bedingungen abweichen,

b. die dauernden Lasten sowie 40 Prozent der bezahlten Leibrenten,
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c. die Unterhaltsbeiträge an den geschiedenen, gerichtlich oder tatsächlich ge-
trennten Ehegatten sowie die Unterhaltsbeiträge an einen Elternteil für die unter 
dessen elterlicher Sorge oder Obhut stehenden Kinder, nicht jedoch Leistungen 
in Erfüllung anderer familienrechtlicher Unterhalts- oder Unterstützungspflich-
ten,

d. die gemäss Gesetz, Statut oder Reglement geleisteten Einlagen, Prämien und 
Beiträge an die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung und an Ein-
richtungen der beruflichen Vorsorge,

e. Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von vertraglichen Ansprüchen aus 
an-erkannten Formen der Selbstvorsorge im Sinn und im Umfang von Artikel 82 
des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden-
vorsorge1,

f. die Prämien und Beiträge für die Erwerbsersatzordnung, die Arbeitslosenversi-
cherung und die obligatorische Unfallversicherung,

g. die Einlagen, Prämien und Beiträge für die Lebens-, die Kranken- und die nicht 
unter Absatz 1f fallende Unfallversicherung sowie die Zinsen von Sparkapitalien 
der steuerpflichtigen Person und der von ihr unterhaltenen Personen bis zum 
Gesamtbetrag von 4900 Franken für verheiratete Personen, die in rechtlich und 
tatsächlich ungetrennter Ehe leben; 2500 Franken für die übrigen Steuerpflichti-
gen; die Abzüge von 4900 Franken beziehungsweise 2500 Franken erhöhen 
sich um 1400 Franken beziehungsweise 700 Franken für steuerpflichtige Per-
sonen ohne Beiträge gemäss Absatz 1d und 1e sowie um 700 Franken für je-
des im Sinn von § 42 Absatz 1a abzugsberechtigte Kind,

h. die Krankheits- und Unfallkosten der steuerpflichtigen Person und der von ihr 
unterhaltenen Personen, soweit die steuerpflichtige Person die Kosten selber 
trägt und diese fünf Prozent der um die Aufwendungen nach den §§ 33–40 Ab-
satz 1g verminderten steuerbaren Einkünfte übersteigen, sowie die behinde-
rungsbedingten Kosten der steuerpflichtigen Person oder der von ihr unterhal-
tenen Personen mit Behinderungen im Sinn des Behindertengleichstellungsge-
setzes2, soweit die steuerpflichtige Person die Kosten selber trägt; der Regie-
rungsrat ist ermächtigt, ergänzende Vorschriften zu erlassen; das Finanzdepar-
tement kann für die anrechenbaren Kosten Pauschalansätze festlegen,

1 SR 831.40

http://db.clex.ch/link/Bund/831.40/de


- 10 - (ID: 4837)

Geltendes Recht Vernehmlassungsversion vom 8. November 2022

i. die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten an juristi-
sche Personen mit Sitz in der Schweiz, die im Hinblick auf ihre öffentlichen oder 
gemeinnützigen Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind (§ 70 Abs. 1h), wenn 
diese Leistungen in der Steuerperiode 100 Franken erreichen und insgesamt 
20 Prozent der um die Aufwendungen nach den §§ 33–40 Absatz 1g vermin-
derten steuerbaren Einkünfte nicht übersteigen; im gleichen Umfang abzugsfä-
hig sind entsprechende freiwillige Leistungen an Bund, Kanton, Gemeinden und 
deren Anstalten (§ 70 Abs. 1 a–d); der Regierungsrat kann bei Vorliegen eines 
erheblichen öffentlichen Interesses einen höheren Abzug bewilligen für Zuwen-
dungen an juristische Personen, die in beträchtlichem Mass durch den Kanton 
oder die Gemeinden unterstützt werden,

k. die Mitgliederbeiträge und Zuwendungen bis zum Gesamtbetrag von 5300 
Franken an politische Parteien, die

1. im Parteienregister nach Artikel 76a des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 
1976 über die politischen Rechte3 eingetragen sind,

2. in einem kantonalen Parlament vertreten sind,

3. in einem Kanton bei den letzten Wahlen des kantonalen Parlaments mindes-
tens 3 Prozent der Stimmen erreicht haben,

l. die nachgewiesenen Kosten bis 5700 Franken für die Drittbetreuung jedes Kin-
des, welches das 14. Altersjahr noch nicht vollendet hat und mit der steuer-
pflichtigen Person, die für seinen Unterhalt sorgt, im gleichen Haushalt lebt, so-
weit diese Kosten in direktem kausalem Zusammenhang mit der Erwerbstätig-
keit, der Ausbildung oder der Erwerbsunfähigkeit der steuerpflichtigen Person 
stehen,

l. die nachgewiesenen Kosten bis 570025 000 Franken für die Drittbetreuung je-
des Kindes, welches das 14. Altersjahr noch nicht vollendet hat und mit der 
steuerpflichtigen Person, die für seinen Unterhalt sorgt, im gleichen Haushalt 
lebt, soweit diese Kosten in direktem kausalem Zusammenhang mit der Er-
werbstätigkeit, der Ausbildung oder der Erwerbsunfähigkeit der steuerpflichti-
gen Person stehen,

m. die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich der 
Umschulungskosten, bis zum Gesamtbetrag von 12 000 Franken, sofern:

1. ein erster Abschluss auf der Sekundarstufe II vorliegt, oder

2 SR 151.3
3 SR 161.1

http://db.clex.ch/link/Bund/161.1/de
http://db.clex.ch/link/Bund/151.3/de
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2. das 20. Lebensjahr vollendet ist und es sich nicht um die Ausbildungskosten 
bis zum ersten Abschluss auf Sekundarstufe II handelt.

2 Leben Ehegatten in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe, werden vom Er-
werbseinkommen, das ein Ehegatte unabhängig vom Beruf, Geschäft oder 
Gewerbe des andern Ehegatten erzielt, 4700 Franken abgezogen. Ein gleicher 
Abzug ist zulässig bei erheblicher Mitarbeit eines Ehegatten im Beruf, Geschäft 
oder Gewerbe des andern Ehegatten. Die beiden Abzüge können nicht gleichzei-
tig geltend gemacht werden.

3 Von den einzelnen Gewinnen aus der Teilnahme an Geldspielen, welche nicht 
nach § 31 Absätze 1k–m steuerfrei sind, werden 5 Prozent, jedoch höchstens 
5000 Franken, als Einsatzkosten abgezogen. Von den einzelnen Gewinnen aus 
der Online-Teilnahme an Spielbankenspielen nach § 31 Absatz 1kbis werden die 
vom Online-Spielerkonto abgebuchten Spieleinsätze im Steuerjahr, jedoch 
höchstens 25 000 Franken abgezogen.

§  42

1 Vom Reineinkommen werden abgezogen:

a. für jedes minderjährige oder in Ausbildung stehende Kind, für dessen Unterhalt 
die steuerpflichtige Person sorgt,

1. 6700 Franken, wenn das Kind das sechste Altersjahr noch nicht vollendet hat, 1. 670010     000   Franken, wenn das Kind das sechste Altersjahr noch nicht vollen-
det hat,

2. 7200 Franken, wenn das Kind das sechste Altersjahr vollendet hat, 2. 720012     800   Franken, wenn das Kind das sechste Altersjahr vollendet hatin 
schulischer oder beruflicher Ausbildung steht und sich dafür ständig am aus-
wärtigen Ausbildungsort aufhalten muss,

3. 12 500 Franken, wenn das Kind in schulischer oder beruflicher Ausbildung 
steht und sich dafür ständig am auswärtigen Ausbildungsort aufhalten muss,

3. aufgehoben
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b. für jedes im eigenen Haushalt lebende Kind, welches das 14. Altersjahr noch 
nicht vollendet hat, 1000 Franken für die eigene Betreuung; der Abzug erhöht 
sich auf höchstens 5700 Franken für die ungedeckten Kosten der Drittbetreu-
ung jedes Kindes, soweit diese Kosten in direktem kausalem Zusammenhang 
mit der Erwerbstätigkeit oder Ausbildung der steuerpflichtigen Person stehen,

b. aufgehoben

c. für jedes im eigenen Haushalt lebende Kind, welches das 14. Altersjahr noch 
nicht vollendet hat, 1000 Franken für die eigene Betreuung; der Abzug erhöht 
sich um die ungedeckten Kosten der Drittbetreuung jedes Kindes, soweit diese 
Kosten in direktem kausalem Zusammenhang mit der Erwerbsunfähigkeit der 
steuerpflichtigen Person stehen,

c. aufgehoben

d. für jede erwerbsunfähige oder beschränkt erwerbsfähige Person, an deren Un-
terhalt die steuerpflichtige Person mindestens einen Beitrag in der Höhe des 
Abzugs leistet, 2600 Franken; der Abzug kann nicht beansprucht werden für 
den Ehegatten oder für Kinder, für die der steuerpflichtigen Person ein Abzug 
gemäss Absatz 1a oder § 40 Absatz 1c zusteht; verwitweten, in getrennter Ehe 
lebenden, geschiedenen und ledigen Steuerpflichtigen ohne Kinder, denen der 
Tarif nach § 57 Absatz 2 zusteht, wird der Abzug nur für unterstützungsbedürfti-
ge Personen gewährt, die nicht im Haushalt der steuerpflichtigen Person leben.

d. für jede erwerbsunfähige oder beschränkt erwerbsfähige Person, an deren Un-
terhalt die steuerpflichtige Person mindestens einen Beitrag in der Höhe des 
Abzugs leistet, 2600 Franken; der Abzug kann nicht beansprucht werden für 
den Ehegatten oder für Kinder, für die der steuerpflichtigen Person ein Abzug 
gemäss Absatz 1a oder § 40 Absatz 1c zusteht; verwitweten, in getrennter Ehe 
lebenden, geschiedenen und ledigen Steuerpflichtigen ohne Kinder, denen der 
Tarif nach § 57 Absatz 2 zusteht, wird der Abzug nur für unterstützungsbedürfti-
ge Personen gewährt, die nicht im Haushalt der steuerpflichtigen Person 
leben.,

e. 15 Prozent der Differenz zwischen 50 000 Franken und dem Reineinkommen 
bei Personen, die zum Einkommenssteuertarif nach § 57 Absatz 1 besteuert 
werden,

f. 15 Prozent der Differenz zwischen 80 000 Franken und dem Reineinkommen 
bei Personen, die zum Einkommenssteuertarif nach § 57 Absatz 2 besteuert 
werden.

2 Ehegatten in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe können die Abzüge ge-
mäss Absatz 1a–d nur einmal beanspruchen. Werden die Eltern getrennt besteu-
ert, wird der Abzug nach Absatz 1a, der Versicherungsabzug für Kinder nach § 
40 Absatz 1g und der steuerfreie Betrag nach § 52 Absatz 1c hälftig geteilt, wenn 
das Kind unter gemeinsamer elterlicher Sorge steht und keine Unterhaltsbeiträge 
nach § 40 Absatz 1c für das Kind geltend gemacht werden.

2 Ehegatten in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe können die Abzüge ge-
mäss Absatz 1a–d1a und d nur einmal beanspruchen. Werden die Eltern ge-
trennt besteuert, wird der Abzug nach Absatz 1a, der Versicherungsabzug für 
Kinder nach § 40 Absatz 1g und der steuerfreie Betrag nach § 52 Absatz 1c hälf-
tig geteilt, wenn das Kind unter gemeinsamer elterlicher Sorge steht und keine 
Unterhaltsbeiträge nach § 40 Absatz 1c für das Kind geltend gemacht werden.
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3 Die Sozialabzüge werden nach den Verhältnissen am Ende der Steuerperiode 
oder der Steuerpflicht festgesetzt.

4 Bei beschränkter Steuerpflicht oder wenn die Steuerpflicht nur während eines 
Teils der Steuerperiode besteht, werden die Sozialabzüge anteilsmässig 
gewährt; für die Satzbestimmung werden sie voll angerechnet.

§  58
Kapitalleistungen aus Versicherung und Vorsorge

1 Kapitalleistungen gemäss den §§ 24 Absatz 2 und 29 Absatz 1 sowie Zahlun-
gen bei Tod oder für bleibende körperliche oder gesundheitliche Nachteile wer-
den zusammengerechnet und gesondert besteuert. Sie unterliegen stets einer 
vollen Jahressteuer.

2 Die Steuer beträgt ein Drittel des Satzes, der gemäss § 57 für ein Einkommen 
in der Höhe der Kapitalzahlung anzuwenden ist, mindestens aber 0,5 Prozent.

2 Die Steuer je Einheit beträgt ein Drittel des Satzes, der gemäss § 57 für ein Ein-
kommen in der Höhe der Kapitalzahlung anzuwenden ist, mindestens aber 0,5 
Prozent für die ersten     40 000 Franken und 1,0 Prozent ab     40 000 Franken  .¶
 

3 Die Sozialabzüge nach § 42 werden nicht gewährt.

§  72b
Patente und vergleichbare Rechte: Besteuerung

1 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten wird auf Antrag im 
Verhältnis des qualifizierenden Forschungs- und Entwicklungsaufwandes zum 
gesamten Forschungs- und Entwicklungsaufwand pro Patent oder vergleichbares 
Recht (Nexusquotient) mit einer Ermässigung von 10 Prozent in die Berechnung 
des steuerbaren Reingewinns einbezogen.

1 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten wird auf Antrag im 
Verhältnis des qualifizierenden Forschungs- und Entwicklungsaufwandes zum 
gesamten Forschungs- und Entwicklungsaufwand pro Patent oder vergleichbares 
Recht (Nexusquotient) mit einer Ermässigung von 1090 Prozent in die Berech-
nung des steuerbaren Reingewinns einbezogen.

2 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten, die in Produkten 
enthalten sind, ermittelt sich, indem der Reingewinn aus diesen Produkten je-
weils um 6 Prozent der diesen Produkten zugewiesenen Kosten sowie um das 
Markenentgelt vermindert wird.
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3 Wird der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten erstmals er-
mässigt besteuert, wird der in vergangenen Steuerperioden bereits berücksichtig-
te Forschungs- und Entwicklungsaufwand zum steuerbaren Reingewinn hinzuge-
rechnet. Im Umfang des hinzugerechneten Betrags ist eine versteuerte stille Re-
serve zu bilden.

§  72c
Entlastungsbegrenzung

1 Die gesamte steuerliche Ermässigung nach § 72b Absätze 1 und 2 darf nicht 
höher sein als 20 Prozent beziehungsweise bei Anwendung von § 259b als 70 
Prozent des steuerbaren Gewinns vor Verlustverrechnung, unter Ausklamme-
rung des Nettobeteiligungsertrags nach den §§ 82 und 83 und vor Abzug der vor-
genannten Ermässigung.

1 Die gesamte steuerliche Ermässigung nach § 72b Absätze 1 und 2 sowie § 72f 
darf nicht höher sein als 20 Prozent beziehungsweise bei Anwendung von 
§ 259b als 70 Prozent des steuerbaren Gewinns vor Verlustverrechnung, unter 
Ausklammerung des Nettobeteiligungsertrags nach den §§ 82 und 83 und vor 
Abzug der vorgenannten ErmässigungErmässigungen.

2 Es dürfen weder aus den einzelnen Ermässigungen noch aus der gesamten 
steuerlichen Ermässigung Verlustvorträge resultieren.

§  72f
Zusätzlicher Abzug von Forschungs- und Entwicklungsaufwand

1 Forschungs- und Entwicklungsaufwand, welcher der steuerpflichtigen Person 
direkt oder durch Dritte im Inland indirekt entstanden ist, kann auf Antrag um 50 
Prozent über den geschäftsmässig begründeten Forschungs- und Entwicklungs-
aufwand hinaus abgezogen werden.

2 Als Forschung und Entwicklung gelten die wissenschaftliche Forschung und die 
wissenschaftsbasierte Innovation nach Artikel 2 des Bundesgesetzes vom 14. 
Dezember 20121 über die Förderung der Forschung und Innovation.

3 Ein erhöhter Abzug ist zulässig auf:

a. dem direkt zurechenbaren Personalaufwand für Forschung und Entwicklung, 
zuzüglich eines Zuschlags von 35 Prozent dieses Personalaufwands, höchs-
tens aber bis zum gesamten Aufwand der steuerpflichtigen Person,

1 SR 420.1

http://db.clex.ch/link/Bund/420.1/de
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b 80 Prozent des Aufwands für durch Dritte in Rechnung gestellte Forschung und 
Entwicklung.

4 Ist die Person, die den Auftrag der Forschung und Entwicklung erteilt hat, 
abzugsberechtigt, steht der Person, die den Auftrag ausgeführt hat, dafür kein 
Abzug zu.

§  73
Geschäftsmässig begründeter Aufwand

1 Zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören auch

a. die Steuern, nicht aber die Steuerbussen, a. die Steuern, nicht aber die Steuerbusseneidgenössischen, kantonalen und 
kommunalen Steuern,

b. die Zuwendungen an Vorsorgeeinrichtungen zugunsten des eigenen Perso-
nals, sofern jede zweckwidrige Verwendung ausgeschlossen ist,

c. die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten bis zu 20 
Prozent des Reingewinns an juristische Personen mit Sitz in der Schweiz, die 
im Hinblick auf ihre öffentlichen oder gemeinnützigen Zwecke von der Steuer-
pflicht befreit sind (§ 70 Abs. 1h), sowie an Bund, Kanton, Gemeinden und de-
ren Anstalten (§ 70 Abs. 1 a–d); der Regierungsrat kann bei Vorliegen eines er-
heblichen öffentlichen Interesses einen höheren Abzug bewilligen für Zuwen-
dungen an juristische Personen, die in beträchtlichem Mass durch den Kanton 
oder die Gemeinden unterstützt werden,

d. die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals.

d. die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals.,

e. die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals,

f. gewinnabschöpfende Sanktionen, soweit sie keinen Strafzweck haben.

2 Dem geschäftsmässig begründeten Aufwand gleichgestellt sind die Rabatte, die 
Skonti, die Umsatzbonifikationen und die Rückvergütungen auf dem Entgelt für 
Lieferungen und Leistungen sowie die zur Verteilung an die Versicherten be-
stimmten Überschüsse von Versicherungsgesellschaften.
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3 Nicht zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören Zahlungen von Be-
stechungsgeldern im Sinn des schweizerischen Strafrechts an schweizerische 
und fremde Amtsträgerinnen und Amtsträger.

3 Nicht zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören Zahlungen von Be-
stechungsgeldern im Sinn des schweizerischen Strafrechts an schweizerische 
und fremde Amtsträgerinnen und Amtsträger.insbesondere

a. Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schweizerischen Strafrechts,

b. Aufwendungen zur Ermöglichung von Straftaten oder als Gegenleistung für die 
Begehung von Straftaten,

c. Bussen,

d. finanzielle Verwaltungssanktionen, soweit sie einen Strafzweck haben.

4 Sind Sanktionen nach Absatz 3c und d von einer ausländischen Straf- oder Ver-
waltungsbehörde verhängt worden, so sind sie abziehbar, wenn

a. die Sanktion gegen den schweizerischen Ordre public verstösst oder

b. die steuerpflichtige Person glaubhaft darlegt, dass sie alles Zumutbare unter-
nommen hat, um sich rechtskonform zu verhalten.

§  82
Beteiligungsgesellschaften

1 Die Gewinnsteuer einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft ermässigt 
sich im Verhältnis des Nettoertrags aus den Beteiligungsrechten zum gesamten 
Reingewinn, wenn die Gesellschaft oder Genossenschaft

a. zu mindestens 10 Prozent am Grund- oder Stammkapital einer anderen Gesell-
schaft beteiligt ist,

b. zu mindestens 10 Prozent am Gewinn und an den Reserven einer anderen Ge-
sellschaft beteiligt ist oder

c. Beteiligungsrechte im Verkehrswert von mindestens 1 Million Franken hält.
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2 Der Nettoertrag aus Beteiligungen nach Absatz 1 entspricht dem Ertrag dieser 
Beteiligungen abzüglich des darauf entfallenden Finanzierungsaufwands und ei-
nes Beitrags von fünf Prozent zur Deckung des Verwaltungsaufwands. Der 
Nachweis des tatsächlichen Verwaltungsaufwands bleibt vorbehalten. Als Finan-
zierungsaufwand gelten Schuldzinsen sowie weiterer Aufwand, der wirtschaftlich 
den Schuldzinsen gleichzustellen ist.

3 Keine Beteiligungserträge sind

a. Erträge, die bei der leistenden Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft ge-
schäftsmässig begründeten Aufwand darstellen,

b. Aufwertungsgewinne auf Beteiligungen; vorbehalten bleibt § 83.

4 Der Ertrag aus einer Beteiligung wird bei der Berechnung der Ermässigung nur 
berücksichtigt, soweit auf der gleichen Beteiligung zulasten des steuerbaren 
Reingewinns keine Abschreibung vorgenommen wird, die mit der Gewinnaus-
schüttung in Zusammenhang steht.

5 Transaktionen, die in einem Konzern eine ungerechtfertigte Steuerersparnis be-
wirken, führen zu einer Berichtigung des steuerbaren Reingewinns und Eigenka-
pitals oder zu einer Kürzung der Ermässigung. Eine ungerechtfertigte Steuerer-
sparnis liegt vor, wenn Kapitalgewinne und Kapitalverluste oder Abschreibungen 
auf Beteiligungen im Sinn der §§ 76, 82 und 83 in kausalem Zusammenhang ste-
hen.

6 Bei Konzernobergesellschaften von systemrelevanten Banken nach Artikel 7 
Absatz 1 des Bankengesetzes vom 8. November 1934 1 (BankG) werden für die 
Berechnung des Nettoertrags nach Absatz 1 der Finanzierungsaufwand und die 
Forderung in der Bilanz aus konzernintern weitergegebenen Mitteln folgender 
Anleihen nicht berücksichtigt:

a. Pflichtwandelanleihen und Anleihen mit Forderungsverzicht nach Artikel 11 Ab-
satz 4 BankG, und

b. Schuldinstrumente zur Verlusttragung bei Insolvenzmassnahmen im Sinne der 
Artikel 28–32 BankG.

1 SR 952.0

http://db.clex.ch/link/Bund/952.0/de


- 18 - (ID: 4837)

Geltendes Recht Vernehmlassungsversion vom 8. November 2022

§  93
Grundsatz

1 Die Steuer je Einheit beträgt 0,5 Promille des steuerbaren Eigenkapitals. Vorbe-
halten bleibt Absatz 4.

1 Die Steuer je Einheit beträgt 0,501 Promille des steuerbaren Eigenkapitals. Vor-
behalten bleibt Absatz 4. 

2 Eigenkapital unter 100 000 Franken von Vereinen, Stiftungen und übrigen juris-
tischen Personen mit Ausnahme der kollektiven Kapitalanlagen wird nicht be-
steuert.

3 Eigenkapital unter 100 000 Franken von juristischen Personen mit ideellen 
Zwecken wird nicht besteuert, sofern es ausschliesslich und unwiderruflich die-
sen Zwecken gewidmet ist.

4 Auf dem Anteil des steuerbaren Eigenkapitals, der auf Beteiligungen nach § 82 
Absatz 1, Rechte nach § 72a und Konzernforderungen entfällt, ist eine feste 
Steuer von 0,01 Promille zu entrichten. Massgebend für die Ermittlung dieses 
Anteils ist das Verhältnis der Beteiligungen nach § 82 Absatz 1, der Rechte nach 
§ 72a sowie des Aktivenüberschusses von Konzernforderungen und Konzern-
schulden zu den um die verrechneten Konzernschulden verringerten Aktiven.

4 aufgehoben

§  97
Bemessung des Reingewinns

1 Der steuerbare Reingewinn bemisst sich nach dem Ergebnis der Steuerperiode.

2 Wird eine juristische Person aufgelöst oder verlegt sie ihren Sitz, die Verwal-
tung, einen Geschäftsbetrieb oder eine Betriebsstätte ins Ausland, werden die 
aus nicht versteuertem Gewinn gebildeten stillen Reserven zusammen mit dem 
Reingewinn des letzten Geschäftsjahres besteuert.

3 Lautet der Geschäftsabschluss auf eine ausländische Währung, so ist der steu-
erbare Reingewinn in Franken umzurechnen. Massgebend ist der durchschnittli-
che Devisenkurs (Verkauf) der Steuerperiode.

§  98
Bemessung des Eigenkapitals
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1 Das steuerbare Eigenkapital bemisst sich nach dem Stand am Ende der Steu-
erperiode.

2 Bei über- oder unterjährigen Geschäftsabschlüssen bestimmt sich die Höhe der 
Kapitalsteuer nach der Dauer des Geschäftsjahres.

3 Lautet der Geschäftsabschluss auf eine ausländische Währung, so ist das steu-
erbare Eigenkapital in Franken umzurechnen. Massgebend ist der Devisenkurs 
(Verkauf) am Ende der Steuerperiode.

§  123
Ausführungsbestimmungen

1 Der Regierungsrat erlässt die Ausführungsbestimmungen und regelt die Vertei-
lung der Steuer unter den Gemeinden.

1 Der Regierungsrat erlässt die Ausführungsbestimmungen und regelt die Vertei-
lung der Steuer unter den Gemeinden nach Abzug der Verwaltungskosten des 
Kantons.

2 Er kann für die §§ 108–111 Bezugsminima festlegen.

§  190
Verantwortlichkeit

1 Die Steuerbeträge sind innert fünfzehn Tagen nach Zahlungseingang an die 
Staatskasse zu überweisen. Bei verspäteter Ablieferung wird ein vom Regie-
rungsrat festgelegter Zins erhoben.

1 Die Der am Monatsende jeweils bestehende Saldo der Steuerbeträge sindist in-
nert fünfzehn15 Tagen nach Zahlungseingang an die Staatskasseden Kanton zu 
überweisen. Bei verspäteter Ablieferung wird ein vom Regierungsrat festgelegter 
Zins erhoben.

2 Die Einwohnergemeinden sind für den richtigen Bezug und die rechtzeitige Ab-
lieferung der Steuern verantwortlich. Sie haften unmittelbar für die Handlungen 
und Unterlassungen der damit beauftragten Gemeindeorgane.

3 Gefährdet eine Einwohnergemeinde die Steueransprüche des Staates durch 
Pflichtvernachlässigung, trifft das Finanzdepartement die erforderlichen Mass-
nahmen.

II.

1.
Gesetz betreffend die Erbschaftssteuern (EStG) vom 27. Mai 1908 (Stand 1. Ja-
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nuar 2020) wird wie folgt geändert:

§  12

1 Die Erbschaftssteuern, einschliesslich der Bussen, fallen zu 70 Prozent an den 
Kanton und zu 30 Prozent an die Einwohnergemeinde, welche die Erbschafts-
steuern veranlagt (§ 15 Abs. 1).

2 Es ist den Gemeinden freigestellt, von dem ihnen zufallenden Anteile einen Teil 
dem Schulfonds zuzuwenden.

2 Es Der am Monatsende jeweils bestehende Saldo der Steuerbeträge ist innert 
15 Tagen an den Gemeinden freigestellt, von dem ihnen zufallenden Anteile 
einen Teil dem Schulfonds zuzuwendenKanton zu überweisen. Bei verspäteter 
Ablieferung wird ein vom Regierungsrat festgelegter Zins erhoben.

3 Die Einwohnergemeinde, welche die Veranlagung und den Bezug vornimmt, er-
hält eine vom Regierungsrat festzulegende Veranlagungs- und Bezugsprovision.

2.
Gesetz über die Handänderungssteuer (HStG) vom 28. Juni 1983 (Stand 1. Ja-
nuar 2020) wird wie folgt geändert:

§  24
Verantwortung der Gemeinden

1 Die Gemeinden sind dem Staat für den richtigen Bezug und die rechtzeitige Ab-
lieferung der Steuern verantwortlich. Sie haften unmittelbar für Handlungen und 
Unterlassungen der damit beauftragten Gemeindeorgane.

2 Der Kantonsanteil ist von den Gemeinden halbjährlich der Staatskasse zu über-
weisen. Bei verspäteter Ablieferung wird ein vom Regierungsrat festzulegender 
Verzugszins erhoben.

2 Der Kantonsanteil am Monatsende jeweils bestehende Saldo der Steuerbeträge 
ist von innert 15 Tagen an den Gemeinden halbjährlich der Staatskasse Kanton 
zu überweisen.  Bei verspäteter Ablieferung wird ein vom Regierungsrat festzule-
gender Verzugszinsfestgelegter Zins erhoben.

3.
Gesetz über die Grundstückgewinnsteuer (GGStG) vom 31. Oktober 1961 (Stand 
1. Januar 2020) wird wie folgt geändert:
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§  12
Anrechnungen zum Erwerbspreis
a. Abzüge

1 Vom Erwerbspreis wird abgezogen das Entgelt für Errichtung einer Dienstbar-
keit oder Grundlast auf dem Grundstück oder für den Verzicht auf eine Dienstbar-
keit oder Grundlast zugunsten des Grundstücks.

1 aufgehoben

§  50
Verantwortung der Gemeinden

1 Die Einwohnergemeinden sind dem Kanton für die rechtzeitige Veranlagung, 
den richtigen Bezug und die rechtzeitige Ablieferung der Steuern verantwortlich. 
Sie haften unmittelbar für schuldhafte Handlungen und Unterlassungen der damit 
beauftragten Gemeindeorgane.

2 Die eingegangenen Steuerbeträge sind von den Gemeinden auf Jahresende 
der Staatskasse zu überweisen. Übersteigen die eingegangenen Steuerbeträge 
insgesamt 50 000 Franken, sind sie innert Monatsfrist zu überweisen. Das Fi-
nanzdepartement kann ergänzende Bestimmungen erlassen. Es ist insbesonde-
re befugt, diesen Betrag periodisch der Geldwertveränderung anzupassen.

2 Die eingegangenen Steuerbeträge sind von den Gemeinden auf Jahresende 
Der am Monatsende jeweils bestehende Saldo der Staatskasse zu überweisen. 
Übersteigen die eingegangenen Steuerbeträge insgesamt 50 000 Franken, sind 
sie ist innert Monatsfrist 15 Tagen an den Kanton zu überweisen. Das Finanzde-
partement kann ergänzende Bestimmungen erlassen. Es ist insbesondere be-
fugt, diesen Betrag periodisch der Geldwertveränderung anzupassen.Bei verspä-
teter Ablieferung wird ein vom Regierungsrat festgelegter Zins erhoben.

3 Bei verspäteter Ablieferung wird ein Verzugszins erhoben.

III.

          Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten der Änderung. Sie unterliegt dem 
fakultativen Referendum.

Luzern,

Im Namen des Kantonsrates
Der Präsident:
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Der Staatsschreiber: 


